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Spannungen verschärft werden können, mit den Militärbeob-
achtern der Vereinten Nationen voll zusammenzuarbeiten und 
ihre Sicherheit und Bewegungsfreiheit zu gewährleisten, so 
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streicht, daß die volle Zusammenarbeit der örtlichen Ser-
ben erforderlich ist. 

  Der Rat wiederholt die Bedeutung vertrauenbilden-
der Maßnahmen, die den Bewohnern der Region auch 
nach Ablauf des Mandats der Übergangsverwaltung zu-
gute kommen könnten. Er ermutigt in dieser Hinsicht die 
kroatischen Behörden, den derzeitigen entmilitarisierten 
Status der Region aufrechtzuerhalten.  

  Der Rat bekräftigt, wie wichtig es ist, das Recht al-
ler Bewohner der Region auf Gleichbehandlung in bezug 
auf Wohnraum, den Zugang zu Wiederaufbauzuschüssen 
und -krediten und auf Entschädigung hinsichtlich ihres 
Eigentums, wie im kroatischen Recht vorgesehen, wirk-
sam zu gewährleisten. Er bekräftigt das Recht aller 
Flüchtlinge und Vertriebenen, an ihren ursprünglichen 
Wohnort zurückzukehren. Er bekräftigt außerdem das 
Recht aller Einwohner eines Staates, ihren Wohnsitz frei 
zu wählen. Die Wahrung dieser Grundsätze ist für die 
Stabilität der Region von entscheidender Bedeutung. Der 
Rat ermutigt in diesem Zusammenhang die Regierung 
Kroatiens nachdrücklich, ihre nach den Bestimmungen 
der kroatischen Verfassung, kroatischem Recht und dem 
Grundabkommen bestehende Verpflichtung, alle ihre 
Bürger ungeachtet ihrer Volksgruppenzugehörigkeit 
gleich zu behandeln, zu bekräftigen. 

  Der Rat betont, daß die Wiederherstellung des mul-
tiethnischen Charakters Ostslawoniens für die internatio-
nalen Bemühungen um die Wahrung von Frieden und 
Stabilität in der gesamten Region des ehemaligen Jugo-
slawien wichtig ist. Der Rat ermutigt die kroatische Re-
gierung, die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um 
guten Willen zu fördern, Vertrauen aufzubauen und ein 
sicheres und stabiles Umfeld für alle Menschen in der 
Region zu gewährleisten. Diese Schritte sollten folgendes 
beinhalten: die volle Umsetzung ihres Amnestiegesetzes, 
volle Zusammenarbeit mit dem Internationalen Gericht 
zur Verfolgung der Verantwortlichen für die im Hoheits-
gebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schwe-
ren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, verbes-
serte Zusammenarbeit im Hinblick auf die örtliche serbi-
sche Bevölkerung, die in andere Gebiete Kroatiens zu-
rückzukehren wünscht, die volle Einhaltung des Grund-
abkommens und die volle Zusammenarbeit mit der 
Übergangsverwaltung und anderen internationalen Orga-
nisationen. Der Rat begrüßt die Zusicherungen der Re-
gierung Kroatiens im Hinblick auf die Schaffung eines 
Gemeinsamen Rates der Gemeinden und eines Rates der 
serbischen Volksgruppe sowie im Hinblick auf die Auto-
nomie der serbischen Bevölkerung und anderer Minder-
heiten in der Region im Bildungs- und Kulturbereich. 
Der Rat nimmt von den Zusicherungen der kroatischen 
Behörden Kenntnis, wonach Anträge auf einen zweiten 
Aufschub des Militärdienstes für örtliche Serben eine 
wohlwollende Prüfung erfahren werden.  

  Der Rat verurteilt den Vorfall vom 31. Januar 1997 
in Vukovar, bei dem ein Friedenssoldat der Übergangs-

verwaltung getötet und andere Mitarbeiter der Über-
gangsverwaltung verletzt wurden. 

  Der Rat fordert beide Seiten auf, nach Treu und 
Glauben auf der Grundlage des Grundabkommens zu ko-
operieren. Er fordert sie außerdem auf, auch künftig mit 
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